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Änderungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zu der zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 2001 
- Drucksachen 14/4000 Anlage, 14/4302, 14/4510, 14/4521, 14/4522, 14/4523 - 

hier: Einzelplan 10 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kapitel 10 02 - Allgemeine Bewilligungen - werden in der Titelgruppe 01 - 

Landwirtschaftliche Sozialpolitik - 

1. der Titel 636 52 - Zuschüsse an die Träger der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung - von 500 000 TDM um 200 000 TDM auf 700 000 TDM 
erhöht, 

2. ein neuer Titel „Vorruhestandsregelung für Landwirte ab 55 Jahren“ mit 
einem Ansatz in Höhe von 150 000 TDM eingestellt, 

3. der Titel 636 51 - Zuschüsse zur Alterssicherung der Landwirte - um 
105 000 TDM auf 4 365 000 TDM erhöht. 

(Hierzu sind die durch das Haushaltssanierungsgesetz vorgenommenen Än- 
derungen im Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte wieder aufzuhe- 
ben und das Gesetz zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit zu ändern.) 


Berlin, den 27. November 2000 

Friedrich Merz, Michael Glos und Fraktion 


Begründung 

Neben vielen Übereinstimmungen mit den Sozialversicherungssystemen der 
übrigen Bevölkerung weist die landwirtschaftliche Sozialversicherung einige 
wichtige Besonderheiten auf: 
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a) Die Beiträge und Leistungen sind auf die Lebens- und Arbeitsverhältnisse 
der bäuerlichen Familien zugeschnitten. 

b) Der Strukturwandel in der Landwirtschaft wird über dieses System sozial 
abgefedert. 

c) Durch die starke Beteiligung des Staates an der Finanzierung werden die 
bäuerlichen Familien beträchtlich von Sozialabgaben entlastet. Damit ist die 
Agrarpolitik einkommenspolitisch von großer Bedeutung. 

Durch die Kürzungen der Bundeszuschüsse um über 700 000 TDM wurde das 
agrarsoziale Sicherungssystem, welches sich seit den 50er Jahren Schritt für 
Schritt zu den wichtigsten Säulen der nationalen Agrarpolitik entwickelt hat, 
schlagartig schwer beschädigt. Für die Landwirte bedeuteten die Kürzungen er- 
hebliche Beitragserhöhungen und damit eine weitere Schwächung ihrer Wett- 
bewerbsfähigkeit. Im Flinblick auf die Gesamtsituation der Landwirtschaft ist 
dies nicht zu verantworten. 

Das Rheinisch- Westfälische Institut für Wirtschaftsforschung (RWI) hat in ei- 
ner Studie zur Ökosteuer eine jährliche Nettobelastung der deutschen Land- 
und Forstwirtschaft von über 900 000 TDM errrechnet und festgehalten, dass 
es in keinem anderen Wirtschaftsbereich ein derart krasses Missverhältnis zwi- 
schen Be- und Entlastung durch die Ökosteuer gibt. Die Senkung der Sozial- 
versicherungsbeiträge aufgrund des hohen Anteils selbständiger und mithelfen- 
der Familienangehöriger kommt in der Land- und Forstwirtschaft kaum zum 
Tragen. 

Die Einnahmen aus der Ökosteuer müssen deshalb wieder in die Landwirt- 
schafts zurückfließen. Zur Abdeckung der alten Verbindlichkeiten in der Un- 
fallversicherung ist ein Zuschuss von ca. 700 000 TDM notwendig. Deshalb 
muss der Flaushaltsansatz für die landwirtschaftliche Unfallversicherung um 
200 000 TDM aufgestockt werden. 

Zur sozialen Abfederung des beschleunigten Strukturwandels bedarf es der 
Einführung einer Vorruhestandsregelung. Für viele ältere Betriebsleiter ist es 
bei Betriebsaufgabe nicht möglich, ihr notwendiges Einkommen über den Ar- 
beitsmarkt zu sichern. 
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